
an dem Kläger hingen und nach Ihm fragten, minde­
stens zu einer nochmaligen Untersuchung Anlaß geben 
mußte.

Es entsprach also nicht dem Gesetz, daß die Be­
rufung durch Beschluß verworfen wurde.

Dieser Beschluß muß infolgedessen aufgehoben 
werden.

Es muß darüber hinaus aber darauf hingewiesen 
werden, daß das Bezirksgericht keinen Anlaß hatte, 
dem Anwalt der Verklagten mitzuteilen, die Tatsache, 
daß der Kläger wieder zur Verklagten zurückgekehrt 
sei, rechtfertige keinesfalls die Anregung der Kassa­
tion; die Parteien müßten, wenn sie wieder eheliche 
Bindungen eingehen wollten, eine neue Ehe schließen.

Das Bezirksgericht konnte, wenn es seinen Verwer­
fungsbeschluß auch in diesem Stadium noch für rich­
tig hielt, es ablehnen, selbst einen Kassationsantrag 
anzuregen. Nur dies hätte es dann dem Anwalt der 
Verklagten mitteilen sollen. Die Entscheidung darüber, 
ob er selbst — wozu er wie jedermann berechtigt war 
— einen Kassationsantrag anregen wollte, mußte es 
ihm überlassen. Die Erklärung, daß die Wiedervereini­
gung der Parteien keinesfalls eine Kassati'onsanregung 
rechtfertige, stellt eine unzulässige und, wie sich ge­
zeigt hat, unrichtige Vorwegnahme der Entscheidung 
des Präsidenten des Obersten Gerichts und der Ent­
scheidung des Kassationssenats dar.

Allerdings ist der Senat nicht in der Lage, in der 
Sache zu entscheiden. Die Erklärung des Klägers, er 
nehme die Klage zurück, hat im Kassationsverfahren 
selbst keine Wirkung, da.eine Klagrücknahme nur im 
Xnstanzverfahren zulässig ist. Nunmehr aber, nachdem 
der Beschluß des Bezirksgerichts aufgehoben worden 
ist, ist das Verfahren wieder in die Berufungsinstanz 
zurückversetzt.

Der Kläger kann also nunmehr seine Klage zurück­
nehmen, und zwar entweder durch Erklärung im Be­
rufungstermin, in dem er durch einen Anwalt vertreten 
sein müßte, oder durch Einreichung eines Schriftsatzes, 
der von einem Anwalt zu unterzeichnen wäre; jedoch 
ist es zulässig und würde es in diesem Fall angebracht 
sein, dem Kläger gemäß § 11 Abs. 4 AnglVO Befreiung 
vom Anwaltszwang zu gewähren, falls er die Erklä­
rung der Klagrücknahme wiederholt. Die Rücknahme 
bedarf der Zustimmung der Verklagten*, die zur Kennt­
nis des Gerichts gebracht werden muß, für die aber 
sonst keine Form erforderlich ist.

Wird die Klage nicht zurückgenommen, so wird, 
falls nicht gänzlich unerwartete gegenteilige Beweise 
erbracht werden, angenommen werden müssen, daß 
die Ehe infolge der Rückkehr des Klägers ihren Sinn 
für die Parteien und ihre Kinder nicht verloren hat; 
die Klage würde also dann abzuweisen sein.

Es ist weiter darauf hinzuweisen, daß infolge der 
Aufhebung des die Berufung verwerfenden Beschlus­
ses die Sache wieder ins Berufungsverfahren zurück­
versetzt und die Ehe infolgedessen als nicht aufgelöst 
zu betrachten ist. Angesichts der völlig unrichtigen 
Sachbehandlung durch den Verwerfungsbeschluß wer­
den die Gerichtskosten des Berufungsverfahrens 
niederzuschlagen sein.

§§ 9, 19 EheVO; §§ 13, 23, 24 EheVerfO; § 99 Abs. 1 
ZPO.

1. Das Sorgerecht für Kleinkinder ist grundsätzlich 
der Mutter zu übertragen.

Das Sorgerecht für Geschwister soll grundsätzlich nur 
einem Elternteil übertragen werden.

2. Zur Frage der Zulässigkeit der Berufung gegen 
Kostenentscheidungen im Eheverfahren.

BG Erfurt, Urt. vom 6. September 1957 — 4 S 151/57.

Aus der am 12. Dezember 1953 geschlossenen Ehe der 
Parteien sind drei minderjährige Kinder hervorgegangen: 
der am 6. April 1954 geborene Wolfram, der am 6. August 
1955 geborene Klaus-Peter und die am 29. Januar 1957 
geborene Angelika.

Das Kreisgericht hat die Ehe der Parteien am 24. Mai 
1957 geschieden. Es hat das Personensorgerecht für das 
Kind Wolfram dem Kläger und für die Kinder Klaus-Peter 
und Angelika der Verklagten übertragen und den Kläger

* vgl. zu dieser Frage P ü s c h e l  auf S. 645 ff. dieses Heftes.
D. Red.

verurteilt, an die Kinder Klaus-Peter und Angelika ab 
Rechtskraft der Scheidung einen monatlichen Unterhalts­
beitrag in Höhe von je 45 DM zu zahlen. Das Kreisgericht 
führte u. a. aus, das Personensorgerecht über Wolfram 
hätte dem Kläger übertragen werden müssen, weil dieses 
Kind größtenteils bei den Eltern des Klägers untergebracht 
gewesen sei. Die Übertragung des Personensorgerechts für 
Wolfram an den Kläger entspreche auch dem Wohle dieses 
Kindes. Demgegenüber hätte der Verklagten das Personen­
sorgerecht für Klaus-Peter und Angelika übertragen wer­
den müssen, weil beide Kinder noch sehr klein seien und 
der Sorge der Mutter bedürften.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung der Ver­
klagten, die sich auf die Sorgerechtsregelung für das Kind 
Wolfram und auf die Verteilung der außergerichtlichen 
Kosten des ersten Rechtszuges beschränkt.

Die Berufung hatte zum überwiegenden Teil Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die Tatsache, daß das Kind Wolfram größtenteils 

bei den Eltern des Klägers untergebracht gewesen ist, 
reicht keinesfalls aus, um das Sorgerecht für dieses 
Kind nicht der Verklagten, der Mutter, sondern dem 
Kläger zu übertragen. Wolfram ist jetzt drei Jahre 
und fünf Monate alt, also noch Kleinkind. Ein Klein­
kind ist aber, was auch das Kreisgericht hätte berück­
sichtigen müssen, in der Regel am besten bei der 
Mutter aufgehoben. Die Übertragung des Sorgerechts 
für ein Kleinkind an den Vater ist deshalb nur dann 
gerechtfertigt, wenn besondere Umstände vorliegen, 
aus denen sich ergibt, daß die Mutter nicht die Gewähr 
für eine Erziehung des Kindes zu einem geistig und 
körperlich tüchtigen Menschen bietet.

Solche Umstände sind aber nicht gegeben. Daß sich 
das Kind häufig bei den im gleichen Ort wohnenden 
Eltern des Klägers aufgehalten hat, besagt nichts für 
die hier zu treffende Entscheidung. Die Verklagte war 
während der 3V2 Jahre bestehenden Ehe der Parteien 
dreimal, das sind rund 27 Monate oder 21/4i Jahre, 
schwanger. Die am 11. Mai 1936 geborene Verklagte 
ist jetzt erst 21 Jahre alt und hat im Alter von knapp 
18 Jahren, von 19 und 20% Jahren je ein Kind geboren. 
Es steht außer Zweifel, daß sie deshalb — abgesehen 
von Klinikaufenthalten — in der Versorgung der 
Kleinkinder und des Haushalts eine sehr schwere und 
verantwortungsvolle Aufgabe zu erfüllen hatte. Unter 
diesen Umständen war es auch die moralische Pflicht 
der Eltern des Klägers, der Verklagten helfend zur 
Seite zu stehen und ihr ihre Aufgaben als Hausfrau 
und Mutter dadurch zu erleichtern, daß sie — wie 
auch geschehen — das älteste Kind Wolfram öfters zu 
sich nahmen, versorgten und beaufsichtigten. Aus den 
angeführten , Gründen kann aus diesem Umstand 
nichts für das von dem Kläger behauptete mangel­
hafte Interesse der Verklagten dem Kind Wolfram 
gegenüber hergeleitet werden. Es liegen somit keine 
Gründe dafür vor, das Personensorgerecht für das 
Kind Wolfram nacht der Verklagten zu übertragen.

Darüber hinaus hat sich das Kreisgericht auch nicht 
mit der Frage befaßt, inwieweit es hier angebracht ist, 
Geschwister voneinander zu trennen. Gerade das ge­
meinsame Aufwachsen von Geschwistern dient dem 
Wohl der einzelnen Kinder, weil die Erziehung in 
einer kleinen Gemeinschaft besonders geeignet ist, 
die Kinder zu Geschwisterliebe und zu Menschen zu 
erziehen, die sich gegenseitig helfen und achten und 
die, ausgehend vom Kreis der kleinen Gemeinschaft, 
später als Erwachsene auch eher in der Lage sein 
werden, auf andere Menschen und die Belange der um­
fassenden Gemeinschaft der Staatsbürger Rücksicht zu 
nehmen. Nicht zuletzt ist das gemeinsame Aufwachsen 
von Geschwistern auch am ehesten geeignet, ganz 
natürliche Wünsche und Regungen der Kinder zu be­
friedigen, so z. B. das Bedürfnis eines Kindes, mit an­
deren Kindern zu spielen. Auch dieser Umstand muß 
in Betracht gezogen werden.

Das alles wäre nicht in gleichem Maße gewährleistet, 
wenn das Sorgerecht für das Kind Wolfram dem 
Kläger übertragen würde. Mit einer dahingehenden 
Regelung würde ein Kleinkind nicht nur von der zu 
ihm natürlicherweise in viel innigerem Verhältnis 
stehenden Mutter und den Geschwistern getrennt, son­
dern voraussichtlich mit großer Wahrscheinlichkeit
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